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schWarz-blau ist Weg!

nach der partY:

der kampF geht Weiter!



Österreich steht immer noch unter 
dem Eindruck des Ibiza-Skandal-Vi-
deos. Es hat nicht nur zu Neuwahlen 
geführt, sondern auch in weiterer 
Folge zum ersten erfolgreichen Miss-
trauensantrag in der 2. Republik. Das 
schwarz-blaue Projekt ist nun (vor-
erst) Geschichte, aber so wie die Din-
ge stehen geht in erster Linie die ÖVP 
unter (Ex-)Kanzler Kurz gestärkt 
aus dieser Auseinandersetzung. Die 
SPÖ ringt währenddessen um eine 
einheitliche Linie und verlor bei den 
EU-Wahlen sogar an Stimmen. 
Die EU-Wahlen selbst haben auch 
einiges neues gebracht, die zentralen 
Fraktionen der Konservativen und 
Sozialdemokrat*innen wurden ge-
schwächt, wohingegen Liberale, Grü-
ne und Rechtspopulist*innen gestärkt 
wurden. Augenscheinlich hat die Fra-
ge der Ökologie, die seit Monaten auf 
den Straßen Europas durch Fridays 
for Future ihren Ausdruck fi ndet, 
auch in den EU-Wahlen eine wichtige 
Rolle gespielt.  
Über diese Schwerpunkte hinaus wer-
den wir auch wichtige internationale 
Entwicklungen diskutieren, sowohl 
in Südafrika als auch in Indien ha-
ben kürzlich Wahlen stattgefunden, 
bei denen die aktuell regierenden 
Parteien weiterhin an der Macht blei-
ben, auch wenn das nicht unbedingt 
Ausdruck der Stabilität dieser Regime 
sind. 
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Michael Märzen

Nach dem Ibiza-Skandal am 17. Mai ging 
es sehr schnell – FPÖ-Chef Heinz-Christi-
an Strache ist zurückgetreten, die schwarz-
blaue Regierung ist zerbrochen, der Bun-
deskanzler Sebastian Kurz ist gestürzt. Ein 
Grund zur Freude, keine Frage, aber schon 
mit den Neuwahlen im September droht 
die Fortsetzung der konservativ-rechtspo-
pulistischen Allianz. Die sozialdemokrati-
sche Opposition steckt selbst in der Krise 
und scheint unfähig die Regierungskrise 
für eine fortschrittliche Offensive zu nut-
zen. Was also tun?

Das Ibiza-Video um Vizekanzler H.C. 
Strache und FPÖ-Klubobmann Johann 
Gudenus wird als einer der größten 
Skandale in die Geschichte der österrei-
chischen Republik eingehen. Dort sieht 
man die beiden wie sie mit einer angeb-
lichen Oligarchen-Nichte korrupte De-
als aushandeln. Am brisantesten scheint 
wie hier die verdeckte Einflussnahme 
von Großkapitalist*innen auf die FPÖ 
beschrieben wird: In Form von Groß-
spenden an gemeinnützige Tarnvereine. 
Mit einer solchen Indiskretion kann eine 
Regierung der herrschenden bürgerli-
chen Klasse selbstverständlich nicht le-
ben, Strache und Gudenus mussten ab-
treten. Der folgende Machtkampf um das 
FPÖ-geführte Innenministerium kostete 
nicht nur dem Innenminister Herbert 
Kickl den Kopf sondern schließlich dem 
Bundeskanzler selbst, dem die FPÖ ge-
meinsam mit der SPÖ und der Liste Jetzt 
das Misstrauen aussprach.

Die Frage des Misstrauensvotums hat die 
Sozialdemokratie selbst in eine (kleine) 
politische Krise geworfen und sogar links 
davon Verwirrung gestiftet. Die SPÖ war 
und ist hin und her gerissen zwischen 
einer Fundamentalopposition zu Kurz‘ 
„neuer Volkspartei“ und einer staatstra-
genden, sozialpartnerschaftlichen Poli-
tik. Aus der Logik der Fundamentalop-
position musste sie den Bundeskanzler 
stürzen, aus der staatstragenden Logik 

müsste sie ihn stützen. Letztlich scheint 
es der drohende Gesichtsverlust vor der 
eigenen Parteibasis gewesen zu sein, 
der sie zum Misstrauensantrag bewegte. 
Doch selbst noch im Misstrauensantrag 
hat sie ihre staatstragende Haltung nicht 
aufgegeben und ihr Misstrauen damit 
begründet, dass die ÖVP die restlichen 
Parlamentsparteien in der Bestellung 
der Übergangsregierung nicht genügend 
einbezogen habe, somit keine stabilen 
Verhältnisse geschaffen hätte. Daher sol-
le es eine neue „Expert*innenregierung“ 
geben. Diese Argumentation war selbst 
für viele sozialdemokratische Wähler*in-
nen nicht nachvollziehbar, wenn gleich 
hier eine gewisse opportunistische Angst 
mitschwang. Natürlich konnte und soll-
te die SPÖ die ÖVP-Übergangsregie-
rung nicht unterstützen. Nicht aber weil 
sie nicht sozialpartnerschaftlich genug 
agierte sondern weil sie die Behüterin der 
schon umgesetzten schwarz-blauen Ver-
schlechterungen ist. Diese Verschlech-
terungen – 12-Stundentag, Kürzung der 
Mindestsicherung, Angriff auf die Sozi-
alversicherung, diverse rassistische Maß-
nahmen – müssten jetzt mit der Krise des 
schwarz-blauen Projekts wieder zurück 
genommen werden. Der richtige Weg 
dafür wäre ein klare klassenkämpferische 
Offensive unter Mobilisierung der Arbei-
ter*innenklasse. Eine solche Strategie ist 
aber unvereinbar mit einer sozialpartner-
schaftliche Orientierung bzw. einer Zu-
sammenarbeit von Sozialdemokratie und 
Gewerkschaften mit offen bürgerlichen 
Parteien – Stichwort Rot-Grün-NEOS. 
Das gilt ebenso für die „Expert*innen-
regierung“ die hinter einer vorgeblichen 
unpolitischen Fassade den politischen 
Status quo zementiert.

Die sich überstürzenden und politisch 
neuen Ereignisse haben offenbar auch die 
Kräfte links der Sozialdemokratie über-
fordert. Unter dem Motto „Neuwahlen 
sind gut, weil es besser werden könnte“ 
orientiert sich die KPÖ voll auf eine linke 
Opposition im Parlament. Dass sie diese 
Opposition nicht einfach so stellen wird 

(siehe EU-Wahlen) und dass die ver-
zweifelte Hoffnung darauf kein Hebel ist 
um jetzt etwas zu ändern, zeigt ihre Per-
spektivlosigkeit. Das andere extrem be-
schwört den Aufbau von unmittelbarem 
oder langfristigem Widerstand auf der 
Straße und den Aufbau einer neuen revo-
lutionären Kraft (RKOB, RSO, ...). Wenn-
gleich abstrakt richtig fehlen hier konkre-
te Forderungen des „Widerstands“ (gegen 
was?) und konkrete Ansätze zum Aufbau 
einer revolutionären Partei, die Perspek-
tive wird zur inhaltslosen Formel. Die 
„Sozialistische Linkspartei“ gibt mit der 
Rücknahme der Verschlechterungen und 
darüber hinausgehenden Forderungen 
wie Arbeitszeitverkürzung und Mindest-
sicherung eine Perspektive für eine Bewe-
gung, sie lehnt es aber ab entsprechende 
Forderungen an die Sozialdemokratie zu 
stellen, denn von der dürfe man sich gar 
nichts mehr erwarten. Damit wird ein 
wichtiger Ansatz ignoriert, über den wir 
die lähmende Dominanz der SPÖ über 
die Arbeiter*innenbewegung in Öster-
reich brechen könnten. Auch wird keine 
klare Opposition zu einer „Expert*in-
nenregierung“ formuliert, der „Fun-
ke“ schweigt dazu gänzlich und die SLP 
streut die Illusion, dass so eine Regierung 
angreifbarer wäre für die Rücknahme von 
Verschlechterungen.

Trotz all dieser Schwächen wollen wir 
eine Forderung der SLP aufgreifen, näm-
lich die nach einer Konferenz noch im 
Juni für eine Kampagne, die mit Offen-
sivforderungen in einem Aktionstag vor 
den Wahlen münden soll. Das würde 
die Klärung einer klassenkämpferischen 
Perspektive ermöglichen, insbesondere 
die Frage einer „linken Kandidatur“ (die 
uns gegenwärtig unrealistisch erscheint). 
Viel wichtiger wäre dabei verschiedene 
soziale Bewegungen (Donnnerstagsde-
mos, Fridays for Future, Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit), Kräfte der radika-
leren Linken und linke Sozialdemo-
krat*innen und Gewerkschafter*innen in 
einer Einheitsfront gegen Schwarz-Blau 
zu vereinigen.			        

Für eine klassen- 
kämpferische Perspektive!

Nach dem Regierungssturz

3Leitartikel



Trotz neuerer Entwicklungen und 
Zwecks ausführlicherer Analyse ver-
öffentlichen wir an dieser Stelle unse-
re unmittelbare Stellungnahme nach 
dem Ibiza-Skandal.

Mo Sedlak

Mit der Veröffentlichung des „Ibiza-Vi-
deos“ eine Woche vor der EU-Wahl ist Ös-
terreich in die möglicherweise tiefste Regie-
rungskrise der Zweiten Republik gestürzt. 
Ein nachhaltiges Ende der ÖVP-FPÖ-Ko-
alition bedeutet das aber noch nicht, vor 
allem weil eine durchdachte Strategie des 
linken Widerstands fehlt. Revolutionär*in-
nen und Linke müssen es jetzt schaffen den 
berechtigten Unmut über die Korruption 
von Strache und Gudenus mit einer Kritik 
am gesamten korrupten kapitalistischen 
System und mit einem Kampf gegen alle 
schwarz-blauen Verschlechterungen zu 
verbinden.

In erster Linie ist in diesem Skandal die 
Korruption der FPÖ offensichtlich ge-
worden, ihre klare Parteinahme für die 
reichsten Kapitalist*innen, von der die 
Linke seit Jahren schreibt und spricht. 
Aber auch der korrupte Charakter des 
ganzen politischen und wirtschaftlichen 
Systems ist hier aufgeblitzt. Steuersen-
kungen für Spendengelder, arbeiter*in-
nenfeindliche Reformen für mediale 
Unterstützung, Skandale um Bauaufträ-
ge, Inserataffären und so weiter – all das 
betrifft nicht nur die FPÖ sondern alle 
bürgerlichen Parteien. Darin zeigt sich, 
dass nicht jede Stimme in der kapitalis-
tischen Demokratie gleich viel wert ist. 
Diese Erkenntnis kann der Ansatzpunkt 
sein um für eine sozialistische Alternati-
ve zu kämpfen. Bis dahin ist es aber ein 
weiter Weg, den die Gegner*innen der 
schwarz-blauen Machenschaften nur 
durch scharfe Analyse und klassenkämp-
ferische Strategie finden können.

Am Freitag, den 17.5. veröffentlichten 
Süddeutsche Zeitung und Spiegel Video-
ausschnitte in denen der FPÖ-Partei-

obmann und Vizekanzler Strache sowie 
der Klubobmann Gudenus gegenüber 
einer vermeintlichen russischen Inves-
torin Einblicke in die korrupten Pläne 
und Spendenkonstruktionen ihrer Partei 
geben. Konkret steht der Vorschlag im 
Raum, die Frau solle die größte Tages-
zeitung Österreichs, die Kronen-Zeitung 
übernehmen, unangenehme Journa-
list*innen entlassen, und Wahlkampfhilfe 
für die FPÖ leisten. Außerdem solle sie 
über Tarnvereine Geld an die Partei spen-
den, wie das angeblich auch einige öster-
reichische Kapitalist*innen tun würden, 
Strache spricht von Beträgen in der Höhe 
von 500.000 bis 2 Millionen Euro. Im 
Gegenzug würde die angebliche Nichte 
eines Oligarchen lukrative Staatsaufträge 
im Straßenbau erhalten, die im Moment 
an die STRABAG (an der ein Unterstüt-
zer der liberalen NEOS, Hans-Peter Ha-
selsteiner beteiligt ist) gehen. Auch eine 
Privatisierung der österreichischen Was-
serversorgung, gegen die sich die FPÖ 
offiziell ausspricht, wird angeboten.

Zusammengefasst lassen Strache und Gu-
denus in dem Ausschnitt die Maske der 
„sozialen Heimatpartei“ fallen und spre-
chen Klartext über ihr wirtschaftsfreund-
liches und klientelpolitisches Programm.

Eine vorsichtige Bilanz

Eine tatsächliche Bilanz der Ereignisse ist 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt, wo sich 
Enthüllungen und parlamentarische Ma-
növer halbtäglich ändern, nur begrenzt 
sinnvoll. Einige Aspekte der letzten Tage 
sind aber von entscheidender Bedeutung.

Am offensichtlichsten ist das politische 
Problem für die FPÖ, deren Führungs-
spitze zeigt wie sie Politik für Kapita-
list*innen auf Kosten der lohnabhängigen 
Bevölkerung macht.. Dazu kommen ab-
stoßende Details wie die geplante Gleich-
schaltung der Medienlandschaft und die 
staatliche Auftragsvergabe an politische 
Unterstützer*innen.

Schwerwiegend ist sicher, das Strache 
ausplaudert welche Kapitalist*innen den 
rechten Umbau der Republik zahlungs-
kräftig unterstützt haben. Mit Heidi 
Horten, René Benko und dem Glücks-
spielkonzern Novomatic nennt er hier 
Spender*innen, die eher als ÖVP-nahe 
gelten. Diese Indiskretion wird ihn als 
Person für wichtige Teile der herrschen-
den Klasse untragbar machen (zumindest 
auf einige Zeit).

Die Reaktion von Kurz ließ auf sich 
warten, wohl weil er die Koalition wohl 
gerne fortgeführt hätte. Schließlich kün-
digten sich Kurz und Kickl die Koaliti-
on gegenseitig und schrittweise auf. Der 
Bundeskanzler forderte den Abzug des 
FPÖ-Ministers Herbert Kickl vom In-
nenministerium, worauf die FPÖ mit 
ihrem geschlossen Rückzug aus der Koa-
lition antwortete. Die ÖVP versucht jetzt 
in die Wahlkampfoffensive zu gehen und 
hebt das „gelungene Projekt“ Schwarz-
Blau hervor. Eine Neuauflage der Koaliti-
on, die die restlichen geplanten Reformen 
(Steuersenkungen für Reiche, Zerschla-
gung des Sozialversicherungssystems, 
Angriffe auf die Arbeiter*innenkammer) 
zu Ende führt, ist also alles andere als 
ausgeschlossen.

Mit dieser Inszenierung versucht Kurz 
von den Parallelen des Ibiza-Videos zu 
seiner eigenen Politik abzulenken. Bisher 
hat ein ÖVP-Unterstützer (René Benko) 
und keine FPÖ-nahe Oligarchin sich bei 
der Krone eingekauft. Großspenden aus 
Industrie, Hotellerie und Baubranche 
gingen an die Volkspartei, und die po-
litischen Gefallen (60-Stunden-Woche, 
12-Stunden-Tag, niedrigere Strafen für 
Sozialdumping) wurden von Kurz als sei-
ne Errungenschaften verkauft.

Weder die NEOS, die bei diesen politi-
schen Verbrechen ohne Not mit der Re-
gierung mitgestimmt haben, noch die 
SPÖ scheinen dem Gedanken abgeneigt, 
die Steigbügelhalterin für die nächste Re-
gierung zu spielen. Beide Parteien rufen 

Krise der Regierung UND 
Die  Aufgaben der Linken

Ibiza-Video
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Ibiza-Video zur Stabilität (also der Stabilisierung von 
Kurz) auf, während sie sich gleichzeitig 
einen Misstrauensantrag offen halten. 
Dieser würde zum Abtritt des Bundes-
kanzlers und zu einer Regierungsneubil-
dung führen.

Die zögerliche Haltung der SPÖ zeigt ihr 
politisches Kompromissler*innentum. 
Statt sich der politischen Auseinanderset-
zung mit der ÖVP-Regierung zu stellen, 
wird die Debatte künstlich entpolitisiert. 
Statt die brutale Durchsetzung öster-
reichischer Kapitalinteressen gegen die 
Arbeiter*innen und gegen Geflüchtete 
anzugreifen, stellt die SPÖ-Vorsitzen-
de Rendi-Wagner eine technokratische 
„Expert*innenregierung“ in Aussicht. 
Gleichzeitig weigert sich die SPÖ-Spitze 
offen für einen Misstrauensantrag gegen 
Kurz auszusprechen. Damit will sich sich 
„staatstragend“ die Option offen halten 
nach den Wahlen als Juniorpartnerin in 
eine Koalition mit der ÖVP zu gehen!.

Jede Duldung einer ÖVP-Regierung und 
insbesondere die undemokratische Scha-
rade einer technokratischen Expert*in-
nenregierung muss klar zurückgewiesen 
werden. Die SPÖ muss den schwarz-blau-
en Kanzler mit einem Misstrauensvotum 
zu Fall bringen.

Perspektive Neuwahlen

Für die Euphorie nach dem Rückzug Stra-
ches bleibt kein nachhaltiger Anlass. Die 
rechte Mehrheit in Österreich ist nicht 
gebrochen, vor allem ein Absturz der 
ÖVP noch lange nicht erreicht, und willi-
ge Steigbügelhalter*innen für eine Kanz-
lerschaft von Kurz finden sich anschei-
nend in drei Parteien (FPÖ, SPÖ und 
NEOS). Eine große Koalition wird die 
bestehenden Verschlechterungen nicht 
zurücknehmen, sondern unter dem Vor-
wand der Abschwächung der schlimms-
ten Maßnahmen sogar vertiefen.

Die politische Krise ist auch eine Kri-
se der bestehenden parlamentarischen 
Kräfteverhältnisse. Zu den strategischen 
Aufgaben gehört es jetzt auch, die rich-
tige Antwort in Bezug auf die Neuwah-
len zu geben. Denn diese wird von vielen 
Wähler*innen als zentral für die Lösung 
des gegenwärtigen Chaos angesehen. 
Eine erfolgreiche Kandidatur links der 
SPÖ ist hier unwahrscheinlich, entspre-
chende Kräfte sind wenig verankert und 
könnten allerhöchstens mit schwammi-
gen links-sozialdemokratischen Konzep-

ten (siehe KPÖ-plus) einen PR-Erfolg im 
Wahlkampf erzielen.

Unabhängig davon ist die zentrale Aufga-
be der Kräfte links der SPÖ, die Spaltung 
in der Sozialdemokratie zwischen der ku-
schenden Führung und den zunehmend 
unzufriedenen Basismitgliedern voran-
zutreiben. Konkrete klassenkämpferische 
Forderungen in den Wahlkampf der Sozi-
aldemokratie zu tragen und den Konflikt 
dort zuzuspitzen, wo sich noch immer 
die meisten fortschrittlichen österreichi-
schen Arbeiter*innen orientieren, wird 
entscheidend für den Weg einer revoluti-
onären Verankerung sein.

Aufgaben der außer- 
parlamentarischen Opposition

Die Regierungskrise ist weder vom lin-
ken Widerstand auf der Straße, noch 
von parlamentarischer Opposition oder 
parteipolitischer Aufdeckungsarbeit 
herbeigeführt worden. Das ist aus zwei 
Gründen wichtig für die aktuelle Situa-
tion. Erstens ist nicht gegeben, dass der 
berechtigte Unmut in Unterstützung für 
die Oppositionsparteien oder Ablehnung 
der schwarz-blauen Politik umschlägt. 
Zweitens hat sich auch nicht die Stärke 
der Linken über Nacht verbessert. Die 
gegenwärtige Krise in eine Offensive ge-
gen die politischen Verschlechterungen 
der letzten Jahre zu verwandeln wird sehr 
schwierig, aber möglich sein.

Ein zentrales Problem hier ist der Wahl-
kampfmodus, in dem die SPÖ angesichts 
der EU-Parlamentswahlen bereits ist. 
Selbst angesichts himmelschreiender Wi-
dersprüche wirkt der Ruf nach Einigkeit 
im Wahlkampf traditionell als verlässli-
ches Beruhigungsmittel auf linke und wi-
derständige Teile der SPÖ.Eine politische 
Wende kann nur gelingen, wenn sich eine 
starke Bewegung Klassenkampf statt So-
zialpartner*innenschaft auf die Fahnen 
schreibt. Gleichzeitig müssen Antika-
pitalist*innen und außerparlamentari-
sche Linke es schaffen, ein Bündnis mit 
den fortschrittlichen und kämpferischen 
Teilen in Sozialdemokratie und Gewerk-
schaften auf die Beine zu stellen. Einen 
zahnlosen Wahlkampf und die Rolle als 
Erfüllungsgehilfin wollen sich auch viele 
rote Aktivist*innen nicht antun lassen.

Das gemeinsame Anpacken von Don-
nerstagsdemonstrant*innen, Sozialde-
mokrat*innen und außerparlamentari-
schen Linken bei der Kundgebung am 

Ballhausplatz ist ein positiver Ansatz in 
diese Richtung.

Klassenkämpferische Strategie

Wir schlagen daher allen Aktivist*innen, 
die gegen schwarz-blau und große Koali-
tion von links ankämpfen wollen vor, eine 
Einheitsfront um die folgenden Forde-
rungen vor, die insbesondere an die So-
zialdemokratie gerichtet werden müssen:

»» Offenlegung aller politischen Spenden, 
um das Ausmaß der Klientelpolitik in der 
kapitalistischen Politik zu untersuchen. 
Ebenso Offenlegung der Geschäftsbücher 
der Konzerne und Banken für Vertre-
ter*innen der Arbeiter*innenbewegung.

»» Rücknahme aller schwarz-blauen unso-
zialen und rassistischen Verschlechterun-
gen – 12-Stunden-Tag, Sozialhilfe, Zer-
schlagung der Kassen, Abschieberegime, 
etc. – gestützt auf Mobilisierungen auf 
der Straße und gewerkschaftlichen Kampf, 
bis hin zum Generalstreik. Statt Steuerge-
schenke für die Reichen, Vermögenssteu-
ern und Enteignung zur Finanzierung ei-
ner sozialstaatlichen Offensive.

»» Nieder mit der ÖVP-geführten Über-
gangsregierung! Die SPÖ darf die schwarz-
blaue Politik nicht weiter tolerieren. 
Kritische Unterstützung für eine sozial-
demokratische Minderheitsregierung, die 
sich die Rücknahme der arbeiter*innen-
feindlichen und rassistischen Gesetze zur 
Aufgabe macht und der Arbeiter*innen-
bewegung die Untersuchung der korrupten 
Machenschaften ermöglicht.

»» Schluss mit der sozialpartnerschaftlichen 
Anbiederung, nein zu jeglicher Regierung 
der Sozialdemokratie gemeinsam mit FPÖ 
oder ÖVP! Eine Neuauflage von Schwarz-
Blau muss durch eine klassenkämpferische 
Opposition beantwortet werden.	      
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Michael Märzen

Seit 1. Jänner 2018 gilt für alle neuen Ge-
meindebediensteten der Stadt Wien ein 
neues Besoldungs- und Dienstrecht, laut 
dem ehemaligen Stadtrat Czernohorsky 
von der SPÖ die „größte personalpolitische 
Reform der Stadt in der Zweiten Republik“. 
Vorgebliches Ziel ist es die Gemeinde als 
„Arbeitgeber“ zu attraktivieren, vor allem 
durch eine höhere Lebensverdienstsumme 
bei flacherer Gehaltskurve. Das gilt aber 
nicht für alle: Wer schon vor 2018 bei der 
Gemeinde begonnen hat, hat keine Mög-
lichkeit in das neue Anstellungsverhältnis 
zu wechseln. Nun kämpfen Beschäftigte im 
Krankenanstaltenverbund (KAV) - vor al-
lem Pflegekräfte - für eine Optierung.

Worum es geht

Bei der Stadt Wien sind etwa 60.000 
Menschen in rund 260 Berufsgruppen 
beschäftigt. Mit der „Besoldung neu“ und 
dem neuen Dienstrecht erwartet sich die 
Gemeinde einen flexibleren Umgang mit 
Personalressourcen. Anwerbung neuer 
Mitarbeiter*innen geschieht vor allem 
über ein höheres Einstiegsgehalt (es gilt 
Mindestlohn 1.670 € brutto), die „Abwer-
bung“ wird vor allem dadurch erleichtert, 
dass es gar keine Pragmatisierungen mehr 
gibt. Die Entlohnung soll transparenter 
sein indem eine Vielzahl an Zulagen pau-
schal ins Grundgehalt integriert wird und 
außerdem wird der Tätigkeitsbereich ge-
genüber Vorbildung und Dienstalter stär-
ker gewichtet. Für Dienstältere kann die 
Besoldung alt somit durchaus vorteilhaf-
ter sein, auch weil es keine zusätzlichen 
Urlaubstage für  Ältere mehr gibt. Es gibt 
somit durchaus Vor- und Nachteile die 
man mit einer Optierung, also mit einer 
persönlichen Entscheidung der „Alt“-Be-
diensteten für dieses oder jenes Dienst-
recht, individuell abschätzen könnte.

Wo liegt das Problem?

Eine Optierung ist bisher nicht möglich 
und auch nach beinahe zwei Jahren ist es 

nicht sicher, dass eine solche überhaupt 
kommen wird. Das wäre vielleicht nicht 
so schlimm wenn nicht mittlerweile 
durch direkte Vergleiche von Gehalts-
zetteln bekannt geworden wäre, welche 
Kluft zwischen Jahresverdiensten exis-
tiert und wie spät sich in manchen Fäl-
len die Gehaltskurven erst treffen. So 
liegt der Schnittpunkt für Pflegekräfte 
der Intensivstation beispielsweise bei 37 
Dienstjahren und der Ausgleich der Le-
bensverdienstsumme bei absurden 104 
Dienstjahren. Kein Wunder, dass die 
Stimmung bei den Pflegekräften gegen-
wärtig hoch kocht!

Die Gewerkschaft beschwichtigt

„Younion“, die Gewerkschaft der Gemein-
debediensteten, hat die Besoldungs- und 
Dienstrechtsreform zwei Jahre lang ver-
handelt und keine Optierung durchge-
setzt. Die Stadt Wien hat eine zweijährige 
Evaluierungsreform in Aussicht gestellt, 
nach der die Gewerkschaft die Optierung 
haben möchte. Bei den empörten Arbei-
ter*innen im Krankenanstaltenverbund 
stellt sich natürlich die berechtigte Frage 
warum man so lange warten soll und ob 
diese Entscheidungsmöglichkeit dann 
überhaupt noch kommen wird. Darüber 
hinaus gibt es viele Gemeindebedienstete, 
denen in der Zwischenzeit eine ordentli-
che Menge Geld entgeht. Sollte es eine 
Optierung geben, dann müsste sie also 
auch rückwirkend gelten!

Proteste an der Basis

Eine Gruppe von Pfleger*innen in der 
Rudolfstiftung wollte sich die Beschwich-
tigungen von der Gewerkschaft nicht 
gefallen lassen und wandte sich an die 
Personalvertretung. Ein Personalver-
treter startete darauf hin eine Petition 
an die Wiener Stadtregierung zur freien 
Wahlmöglichkeit des Besoldungssystems 
für alle Mitarbeiter*innen im KAV. Die 
empörten Kolleg*innen starteten par-
allel dazu die Initiative „Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit“. Seither wurden über 

15.000 Unterschriften gesammelt und 
mehrere öffentlich wirksame Protestak-
tionen organisiert. Gefordert wird neben 
der Optierung die Anpassung der Besol-
dungen in Richtung gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit sowie eine transparente 
Informationspolitik der Gewerkschaft. 
Besonders bemerkenswert war jener An-
blick, als mehrere tausend Pflegekräfte 
vor dem Hauptgebäude der Younion de-
monstrierten und skandierten: „Kämpft 
mit uns!“ - aus dem Gebäude kam keine 
Reaktion.

Wie geht es weiter?

Am 6. Juni tagt der Petitionsausschuss 
im Rathaus, „Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“ organisiert um 15 Uhr vor dem 
Rathaus eine Kundgebung, um lautstarke 
Unterstützung für die Petition zu signa-
lisieren. Am 19. Juni wird es ein großes 
Vernetzungstreffen geben um die wei-
teren Aktivitäten zu planen. Auch gibt 
es in den verschiedenen Spitälern Akti-
vist*innentreffs und Aktionskomitees. 
Im Wilhelminenspital hat sich sogar eine 
kämpferische Personalvertretungsliste 
gebildet und bei den PV-Wahlen im Mai 
27 % erreicht! Unter den Pflegekräften im 
gesamten KAV hat die FSG fast 15 Pro-
zentpunkte verloren, das zeigt die große 
Unzufriedenheit mit der inkonsequen-
ten Politik der Gewerkschaftsbürokratie. 
Diese Wahlen zeigen aber zeitgleich ein 
Problem auf: Was ist die Alternative zur 
FSG in der Gewerkschaft? Eine kämpfe-
rische Basisbewegung wie sie seit Jahren 
unter den Pflegekräften existiert, muss 
sich einen klassenkämpferischen und 
organisierten Ausdruck in der Gewerk-
schaft schaffen. Nur so und im Bündnis 
mit anderen Berufsgruppen wird man 
langfristig etwas erreichen können!       

Kampf für Gerechtigkeit im 
Krankenanstaltenverbund

„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“
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Tobi Hansen 
(Gruppe ArbeiterInnenmacht)

Wie beim parlamentarischen Schauspiel 
üblich freuten sich zunächst alle Spitzen-
kandidat*innen und Parteien über die 
gestiegene Wahlbeteiligung. Erstmals seit 
1994 ging mit 50,97 % europaweit mehr 
als die Hälfte der Stimmberechtigten an 
die Urne. Kein Wunder, denn verschieden-
ste gesellschaftliche Kräfte stilisierten die 
Europawahlen zu einer „Schicksalswahl“ 
– seien es die „europaskeptischen“ und 
rechtspopulistischen Akteur*innen, welche 
schon 2014 einige Erfolge feiern konnten, 
seien es die Vertreter*innen des „Main-
streams“ um die Konservativen und So-
zialdemokra*innen, seien es Liberale oder 
Grüne.

Allesamt betrachteten die Wahlen als eine 
Art „Kampfabstimmung“ über die Zukun-
ft Europas – selbst wenn sie natürlich nur 
diese keineswegs entscheiden. Ihr Aus-
gang verdeutlicht jedoch nicht nur, dass 
eine größere Zahl politischer Kräfte wie 
auch der Bevölkerung den Urnengang 
als eine wichtige politische Auseinand-
ersetzung betrachteten – er brachte auch, 
wenn auch nur wenig überraschende, 
Verschiebungen des Kräfteverhältnisses 
in der EU bzw. in den einzelnen Staaten 
zum Ausdruck.

Weitere Zersplitterung des 
bürgerlichen Lagers

Die sogenannten „Volksparteien“, die 
etablierten Regierungskräfte aus Eu-
ropäischer Volkspartei (EVP) und S&D 
(Fraktion der Progressiven Allianz der 
Sozialdemokrat*innen) haben wieder 
Wahlen verloren. Dies ist weder nation-
al noch europäisch eine Überraschung 
derzeit. Die EVP erhielt gerade noch 178 
Sitze, verlor also gegenüber 2014 39, also 
gut 20 Prozent. Besonders dramatisch 
fielen die Verlust der Konservativen in 
Deutschland aus. Die Niederlage der To-
ries reiht sich darin ein, auch wenn die 
britischen Konservativen der EVP-Frak-

tion seit längerem nicht mehr angehören 
und deren Niederlage durch das Brex-
it-Desaster extrem verschärft wurde.
Auf der Ebene des EU-Parlaments ha-
ben Christ- und Sozialdemokrat*innen 
zusammen keine Mehrheit. Sie sind an-
gewiesen auf die Unterstützung von Lib-
eralen und/oder Grünen für die nächste 
Kommission. Die ehemalige „Große Koa-
lition“ in der EU stellte die klare Wahlver-
liererin.

Angesichts der gleichzeitigen Stärkung 
der rechtspopulistischen Parteien setzt 
sich die Fragmentierung des bürgerli-
chen Lagers weiter fort. Es ist „zersplit-
tert“. Dies zeigt auch die unterschiedliche 
Orientierung der bürgerlichen Kräfte in 
der EU auf und einen eindeutigen Verlust 
der Hegemonie der konservativen Partei-
en im bürgerlichen Lager. Klare Verliere-
rinnen sind auch die bürgerlichen Arbe-
iter*innenparteien der Sozialdemokratie 
und der europäischen Linkspartei. 
Zusammen stellen sie weniger als 200 von 
751 Abgeordneten. Die S&D-Fraktion er-
rang nur noch 153 Mandate und verlor 32 
Sitze gegenüber den vorherigen Wahlen. 
Die Vereinigte Europäische Linke/Nor-
dische Grüne Linke stellt zukünftig 38 
Parlamentarier*innen – 14 weniger als in 
der letzten Periode.

Gegensätze

Dieser Wahlausgang verdeutlicht die 
Krise der EU, des bürgerlichen Lagers wie 
auch der Arbeiter*innenbewegung. Was 
die bürgerlichen Klassen betrifft, so fin-
den die herrschenden Kapitalfraktionen 
der EU-Mitgliedsstaaten immer weniger 
zu einer gemeinsamen Perspektive und 
Zielsetzung für die Union. Dies kommt 
auch beim Streit um den*die nächste*n 
Kommissionschef*in zum Ausdruck. 
Die EVP und damit die Christliche 
Union schicken den CSUler Weber ins 
Rennen, den der französische Präsi-
dent Macron offen ablehnt. Er fürchtet 
zu viel „deutschen Einfluss“, zumal die 
Neubesetzung des EZB-Chefs durch 

Bundesbankchef Weidmann nur schwer 
verhinderbar erscheint. Diese und andere 
Personalfragen werden vor dem Hinter-
grund des Kampfes um die zukünftige 
Ausrichtung der EU erst verständlich 
– und bewegen sich daher nicht zufällig 
zwischen heftiger Zuspitzung und Posten-
schacher hinter den Kulissen. Während 
alle – von den Konservativen, Liberalen, 
Grünen bis zu den Sozialdemokrat*in-
nen – nicht müde werden, sich zu „Euro-
pa zu bekennen“, so fürchtet doch jede*r, 
von den „Partner*innen“ über den Tisch 
gezogen zu werden. Darüber hinaus 
darf niemand vergessen, dass gerade die 
größeren bürgerlichen Fraktionen eben 
keine „europäischen Parteien“, sondern 
letztlich immer die herrschende Klasse 
oder eine Fraktion ebendieser aus einem 
europäischen Nationalstaat repräsentie-
ren. Dementsprechend werden auch die 
Verhandlungen der nächsten Wochen 
geführt. Nur eines scheint sicher – Neo-
liberalismus, Rassismus nach außen und 
nach innen, Aufrüstung und Verschär-
fung der Repressionen werden auch 
durch die neue Kommission forciert.

Stärkung von Liberalen und Grünen

Während die Grünen speziell in Deutsch-
land stark zulegten, die SPD überrundeten 
und zweitstärkste Kraft wurden, konnt-
en die Liberalen von der neuen franzö-
sischen Regierungspartei La République 
en Marche, aber auch neue Parteien 
aus Osteuropa wie die tschechische Re-
gierungspartei ANO 2011 des Populisten 
und Oligarchen Babis ebenso punkten. 
Die gestiegene Wahlbeteiligung, be-
sonders unter Erst- und Jungwähler*in-
nen, kam dem liberalen und grünen 
Spektrum zu Gute. Die Fraktion der Al-
lianz der Liberalen und Demokrat*innen 
für Europa (ALDE) stellt nunmehr 105 
Abgeordnete (gegenüber 69 in der letzten 
Periode), die europäischen Grünen 69 
(plus 17).

Speziell Erstwähler*innen wurden über 
die Klimafrage und die „Fridays-for-Fu-

Vor der 
nächsten Krise

EU-Wahlen 2019„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“
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ture“-Bewegung mobilisiert. Dort stel-
len grüne Parteien und Organisationen 
wie auch linksbürgerliche NGOs einen 
entscheidenden Faktor für die Mobilis-
ierung auf der Straße dar, was sich auch 
bei den Wahlen widerspiegelt. Während 
manches vor den Wahlen über die Ein-
flussnahme Russlands via soziale Medien 
spekuliert wurde, lässt sich nun feststel-
len, dass vor allem die grüne Mobilis-
ierung viele Wähler*innenstimmen geb-
racht hat. Dadurch wurden auch Klima, 
Umwelt und Nachhaltigkeit Schlagworte 
des Wahlkampfes, dort hatten sowohl 
Christ- als auch Sozialdemokrat*innen 
eher wenig zu bieten.

Die Rechte konsolidiert sich

Derzeit ist noch nicht klar, wie die neue 
gemeinsame Fraktion der Rechtspopu-
list*innen und Nationalist*innen ausseh-
en wird. Ziel soll es sein, die drittstärk-
ste Fraktion zu stellen. Symbolhaft für 
die Krise der EU lässt sich feststellen, 
dass bei den größten Konkurrenten zum 
deutschen Imperialismus, in Frankreich 
und Italien, die Rechten die stärkste Kraft 
geworden sind. Le Pen konnte auch mit 
dem umbenannten RN (Rassemblement 
National – Nationale Sammlungsbewe-
gung) das Ergebnis von 2014 wiederholen 
und liegt einen Prozentpunkt vor der Ma-
cron Partei La République en Marche (23 
% zu 22 %), wie auch die italienische Lega 
jetzt führende Kraft der europäischen 
Rechten ist. Mit Innenminister Salvini als 
Spitzenkandidat holte sie 33 % und ließ 
den Koalitionspartner Fünf Sterne mit 
16 % klar hinter sich. Dies bestätigt auch 
den Trend der letzten Regionalwahlen. 
In der bisherigen ENF-Fraktion (Europa 
der Nationen und der Freiheit) sind die 
AfD und die FPÖ bislang sichere Part-
nerinnen. Wer dazu kommen soll, gilt als 
unsicher.

Einheitliche Rechte?

Inwieweit sich die Schweden-
demokrat*innen, die polnische Re-
gierungspartei PiS, die „Brexit Party“ von 
Farage oder verschiedene flämische Na-
tionalist*innen (Nieuw-Vlaamse Allian-
tie und Vlaams Belang), neue spanische 
Franquist*innen (Vox) einfangen lassen, 
ist fraglich. Mit Salvini versucht sich auch 
der ehemalige US-Präsidentschaftsberat-
er Bannon als Strippenzieher im EU-Par-
lament zu beweisen. Der ehemalige „Bre-
itbart-News“-Chef gründete eine Stiftung 
in Brüssel und eine Akademie in Rom. 

Ziel ist es, möglichst viele Parteien aus 
den Fraktionen der EKR (Europäische 
Konservative und Reformer*innen) und 
der EFDD (Europa der Freiheit und der 
direkten Demokratie) zur ENF hinüber-
zuziehen.

Realistisch scheint eine „neue“ ENF-Frak-
tion, welche die Grünen und die Lib-
eralen (ALDE) hinter sich lässt. Damit 
hätte sich über die Wahlen 2014 und 2019 
eine neue rechtspopulistische Fraktion 
etabliert. Das soll aber nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass die Rassist*innen und 
Nationalist*innen durch innere Gegensä-
tze zerrissen sind – sei es bei der Finanz-
politik wie auch bei dem Verhältnis zu 
Russland, was speziell für osteuropäische 
Parteien einen Knackpunkt darstellt.
Die bürgerlichen Arbeiter*innenparteien

Auf der Iberischen Halbinsel erschien die 
Farbe Rot auf der Wahlkarte. Gemeins-
am mit den Niederlanden waren Portu-
gal und Spanien die einzigen Staaten, in 
denen die etablierte Sozialdemokratie 
Siege einfahren konnte, zum Teil auch auf 
Kosten dortiger Linksparteien wie Po-
demos. In Portugal vermochten auch der 
Linksblock und die KP zuzulegen.

Auf der Pyrenäenhalbinsel konnte sich 
die Sozialdemokratie als soziale Kraft für 
die EU und als soziale, demokratische 
und fortschrittliche Alternative zu den 
Rechten präsentieren und im Gegensatz 
zu fast allen anderen Staaten Hoffnungen 
der Arbeiter*innenklasse auf sich ziehen. 
Jetzt kann sie noch als „Zünglein an der 
Waage“ auftreten, mit den iberischen Re-
gierungschefs ein gutes Ergebnis für die 
Kommission aushandeln. Zu mehr wird 
es nicht reichen.

Verloren hat nicht nur die So-
zialdemokratie, sondern auch die eu-
ropäische Linkspartei. Sie verlor  10 Si-
tze, speziell aufgrund der Verluste der 
deutschen Linkspartei und von Podem-
os. Doch auch die geschwächte Fraktion 
vermag keine gemeinsame europäische 
Strategie zu formulieren. Zwischen einer 
nationalstaatlich orientierten Ablehnung 
der EU wie bei FI (La France insoumise), 
welche auch von Podemos, der schwed-
ischen Linkspartei und vom portugie-
sischen Linksblock mitgetragen wird, 
und Reformhoffnungen wie sie z. B. von 
Syriza und der Linkspartei in die EU 
transportiert werden, war und ist die eu-
ropäische Linkspartei nicht in der Lage, 
eine antikapitalistische Alternative zur 

EU zu vertreten, geschweige denn dafür 
zu mobilisieren.

Zusammen mit den europäischen Gew-
erkschaften waren diese reformistischen 
Kräfte nicht in der Lage, auch nur zu 
einer ihrer Forderungen zu mobilisieren 
oder gar sichtbar zu werden. Die Demon-
strationen unter dem Motto „Ein Euro-
pa für Alle – Deine Stimme gegen Na-
tionalismus!“ wurden eben nicht durch 
Forderungen und Aktionen der Arbeit-
er*innenbewegung begleitet bzw. aufgew-
ertet, sondern hier wurde das Feld viel-
erorts NGOs wie den Grünen überlassen.

Große Teil der Arbeiter*innenklasse ha-
ben sich von „ihren“ Parteien abgewandt 
und werden von diesen Mobilisierungen 
mitgerissen. Sei es durch die rechtspop-
ulistische und nationalistische Rhetorik 
gegen die EU oder durch die linkslib-
eralen und grünen Versprechungen in 
die Reformierbarkeit der EU wie auch 
die ökologische Frage. Das Versagen der 
Gewerkschaften, der Sozialdemokratie 
und der Linksparteien führt dazu, dass 
sich auch jener Teil der Lohnabhängigen 
und der Jugend, die Nationalismus und 
Rechtsruck entgegentreten, den Grünen 
und anderen links-bürgerlichen Kräften 
zuwenden.

Was tun?

Für eine radikale, antikapitalistische und/
oder sozialistische Linke ist dies eine 
immense Herausforderung. Wir müssen 
eine klare klassenkämpferische Alterna-
tive zu dieser EU präsentieren, dürfen 
weder den populistischen wie reformis-
tischen Illusionen hinterherlaufen, son-
dern brauchen eine Orientierung auf eu-
ropäischen Klassenkampf.

Wenn „wir“ real Rechtsruck, Austerität, 
Neoliberalismus dieser EU die Stirn bi-
eten wollen, dann brauchen wir eine 
Perspektive für ein sozialistisches Europa 
und müssen mit den reformistischen und 
populistischen Akteur*innen brechen. 
Dies ist die Aufgabe, unabhängig von den 
Wahlergebnissen. Um eine solche revolu-
tionäre Alternative aufzubauen, braucht 
es freilich nicht nur Kampf und Bewe-
gung – es bedarf vor allem eines Aktion-
sprogramms, um die Lohnabhängigen 
europaweit zu mobilisieren.	      
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Alex Zora

Der Handelskonflikt zwischen China und 
den USA eskaliert weiter und weiter. Die 
Auseinandersetzung spielt sich jetzt nun 
nicht mehr nur auf dem Feld der Zölle und 
Gegenzölle ab, sondern droht immer wei-
tere Bereiche zu umfassen. Gleichzeitig fin-
det die Trump-Regierung aber auch immer 
mehr Gefallen daran, Zölle als politisches 
Druckmittel zu verwenden. Ende Mai gab 
Trump bekannt auch gegen Mexiko stufen-
weise erhöhte Zölle einzuführen „bis das 
Problem der illegalen Einwanderung besei-
tigt ist“. Damit wird nicht nur das System 
des internationalen Handels immer mehr 
gefährdet, auch die Finanzmärkte zeigen 
sich nicht gerade erfreut über diese Ent-
wicklung.

Das verpasste Abkommen

Als China und die USA Anfang Dezem-
ber verkündeten, dass sie Verhandlungen 
über ein Handelsabkommen miteinander 
aufnehmen würden, war Optimismus bei 
vielen Wirtschaftskommentator*innen 
angesagt. Die USA wollten hierbei den 
chinesischen Markt mehr für sich öffnen 
und die ungünstigen Bedingungen für 
ihre Großkonzerne verbessern. Gedrängt 
wurde deshalb vor allem auf die Aufhe-
bung des Zwangs auf Joint Ventures im 
verarbeitenden Gewerbe, den Schutz 
geistigen Eigentums (westlicher) Konzer-
ne und die Öffnung weiterer Branchen 
für ausländische Investitionen. 
Für die westlichen Kapitale, insbesondere 
das der USA, wäre ein Handelsabkom-
men, das all diese Zugeständnisse bein-
halten würde, von unschätzbarem Wert. 
Noch Anfang Mai schien es so, als ob eine 
Einigung in Sicht sein könnte, doch dann 
beschuldigte Trump China schon be-
schlossenen Punkte nachverhandeln zu 
wollen. Daraufhin brachen die Verhand-
lungen Mitte Mai zusammen. Die exak-
ten Hintergründe dieser Verhandlungen, 
die im Geheimen geführt wurden, sind 
von außen schwer abzuschätzen, aber es 
scheint realistisch, dass China nicht in 

allen Bereichen für die USA ausreichend 
Zugeständnisse machen wollte.

Eskalation des Konflikts

Seitdem eskaliert die Auseinanderset-
zung mehr und mehr. Am 5. Mai kündig-
te Trump an den Mangel an Zugeständ-
nissen damit zu bestrafen, die Zölle von 
10 %, die bisher chinesische Produkte 
im Wert von ca. 200 Milliarden Dollar 
betrafen, auf 25 % zu erhöhen. China 
folgte dem postwendend mit einer Erhö-
hung der Zölle auf 25 % auf amerikani-
sche Produkte im Wert von 60 Milliarden 
Dollar, nur eine Woche nach Trumps An-
kündigung. Prinzipiell besteht für China, 
wie man auch an diesen Zahlen sieht, das 
Problem, dass die USA um einiges mehr 
an chinesischen Produkten importieren, 
als China an amerikanischen. Das bedeu-
tet für China ist ein auf die gegenseitige 
Erhebung von Zöllen begrenzter Han-
delskrieg schwer zu gewinnen. Deshalb 
ist es auch nicht unrealistisch, dass sich 
China über kurz oder lang auf anderen 
Gebieten revanchieren wird.

Huawei und 5G

Vorerst waren es aber die USA, die den 
Konflikt auch aus der Sphäre der Zölle 
heraus eskalierten. Schon seit längerem 
gibt es eine Auseinandersetzung zwi-
schen den USA und dem chinesischen 
Mobilfunkkonzern Huawei. In den letz-
ten Jahren hat sich vor allem die Ausei-
nandersetzung um den neuen Mobil-
funkstandard 5G zugespitzt. Bisher gibt 
es hierbei nur chinesische (Huawei und 
ZTE), südkoreanische (Samsung) und 
europäische (Nokia, Ericsson) Anbieter, 
die US-Konzerne sind da noch im Hin-
tertreffen. In vielen Ländern kämpfen 
diese Konzerne um staatliche Aufträge 
zur Umsetzung von 5G. Die USA re-
agierten schon im August 2018 auf den 
Vorstoß von Huawei und verboten die 
Verwendung von Huawei-Produkten im 
Staatsapparat. In vielen Ländern ist das 
Rennen um die Implementierung von 

5G in vollem Gange und die US-Regie-
rung versucht dabei seinen Verbündeten 
von Huawei „abzuraten“. Australien und 
Großbritannien sind schon den „Rat-
schlägen“ der US-Geheimdienste gefolgt 
und verweigern Huawei die Auftragsver-
gabe mit der Begründung einer Gefähr-
dung der „nationalen Sicherheit“. 
Doch die richtige Eskalation kam Mitte 
Mai, als die Trump-Regierung US-Kon-
zernen die Geschäfte mit Huawei ohne 
staatliche Lizenz untersagte. Das führt 
dazu, dass Huawei nicht mehr die Diens-
te von Google in Anspruch nehmen 
kann, was eine erhebliche Einschränkung 
für Huawei auf dem außer-chinesischen 
Markt bedeute, da Huawei aktuell auf das 
Google-Betriebssystem Android und den 
Google-Playstore angewiesen ist. 
Eine konkrete Antwort auf den Vorstoß 
der USA den Handelskonflikt auf dem 
Technologiesektor noch weiter auszu-
bauen ist noch nicht vorhanden, aber es 
scheint wohl auch auf chinesischer Seite 
Pläne für eine weitere Eskalation zu ge-
ben. Entscheidend könnte vor allem die 
von China angedrohte Einschränkung 
der Seltene-Erden-Exporte in die USA 
sein. Aktuell fördert China ca. 70 % der 
weltweit verwendeten Seltenen Erden, 
also seltener Elemente, die entscheidend 
für viele technologische Produkte, allen 
voran Computer- und Handytechnolo-
gie, sind. Ein Ende des Konflikts im Han-
delsstreit ist aktuell nicht abzusehen. Eine 
mehr als riskante Strategie, vor allem da 
die Finanzmärkte in den letzten Monaten 
nicht gerade durch Stabilität aufgefallen 
sind. 
Für die Arbeiter*innenklasse muss klar 
sein, dass es in diesem Konflikt keine 
„gute“ Seite gibt. Beide Seiten dieser stra-
tegischen Auseinandersetzung verfolgen 
nur das Interesse ihre eigenen Profitin-
teressen besser durchsetzen zu können. 
Wir lehnen diese Form der Eskalation 
ab, da sie gerade in einem Zeitalter der 
Zuspitzung zwischen den Großmächten 
die Gefahr einer größeren, potenziell 
auch militärischen Auseinandersetzung 
in sich birgt.			        

Der Handelskrieg 
verschärft sich

USA, China und der Welthandel
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Shahzad Arshad 
(Revolutionary Socialist Movement)

Die hindutva-chauvinistische Bharatiya 
Janata Party (Indische Volkspartei, BJP) 
unter der Leitung von Narendra Modi, 
hat die Wahlen zum indischen Unterhaus 
Lok Sabha (Volksversammlung, 1. Kam-
mer) gewonnen. Ihr politisch-ideologisches 
Konzept, Hindutva, zielt auf die Gestal-
tung Indiens nach hinduistischen Regeln, 
praktisch handelt es sich um aggressiven 
Hindu-Nationalismus gepaart mit Neo-Li-
beralismus.

Von den 900 Millionen Wahlberechtigten 
entschieden sich 67 Prozent dafür dieses 
wahrzunehmen. Dies ist die höchste Be-
teiligung in der Geschichte Indiens. Die 
BJP und ihre Verbündeten in der Natio-
naldemokratischen Allianz erhielten 342 
Sitze, davon gingen 303 allein an die BJP, 
was die Partei in die Lage versetzt, die Re-
gierung ohne Koalitionspartner zu stel-
len. Dies ist erst das zweite Mal seit 1971, 
dass eine Partei in Delhi eine zweite auf-
einander folgende Alleinregierung bilden 
konnte. Die Kongresspartei gewann nur 
52 Sitze, das von ihr geführte Bündnis 
erreicht insgesamt auch bloß 92. Gleich-
zeitig fungierte die Wahlkommission als 
Modis rechte Hand und ignorierte seine 
Hassreden. Unterdessen behauptet eine 
Reihe von Oppositionsparteien, dass die 
Wahlen manipuliert wurden.

Fast 50 Prozent der kürzlich gewählten 
Parlamentsmitglieder sind mit zahl-
reichen Strafverfahren konfrontiert, 
darunter Vorwürfe wegen Vergewal-
tigung und Mord. Ein Parlamentarier 
der Kongresspartei sieht sich mit 204 
Strafverfahren konfrontiert, darunter 
Mord und Raub. Gegen mindestens 232 
der 542 Parlamentarier*innen sind Ge-
richtsprozesse anhängig. Gegen 29 der 
52 gewählten Abgeordneten der Kon-
gresspartei laufen Verfahren, bei der 
BJP sind es 116 von 303. Ein BJP-Parla-
mentarier ist sogar wegen Terrorismus  
angeklagt.

Sieg der Kapitalist*innenklasse

Als offiziell bestätigt wurde, dass Modi 
wieder Premierminister Indiens werden 
sollte, erlebte der Aktienmarkt einen ra-
santen, geradezu historischen Aufstieg. 
Die Freude der Kapitalist*innenklasse 
über Modis Wahlsieg zeigt, dass sie über-
zeugt ist, dass sein Erfolg die Umsetzung 
der Politik zu ihren Gunsten beschleuni-
gen wird und dass weitere Angriffe gegen 
das Arbeitsrecht gestartet werden.

Es wird erwartet, dass Indiens Bevöl-
kerungszahl bis 2024 jene Chinas über-
steigt. Das Land wird voraussichtlich zur 
fünftgrößten Volkswirtschaft werden. 
Die Handelskriege und die daraus resul-
tierende Geopolitik in diesen Zeiten wer-
den von der kapitalistischen Klasse nicht 
nur als Herausforderung, sondern auch 
Chance betrachtet, ihre Klasseninteres-
sen gezielt durchzusetzen. 

Diese Wahlen waren mit Abstand die teu-
ersten in der Geschichte Indiens. Es wur-
den 7 Milliarden US-Dollar ausgegeben, 
mehr als für die Wahlen 2016 in den Ver-
einigten Staaten (6,5 Milliarden US-Dol-
lar). Ein großer Teil des bei den Wahlen 
investierten Kapitals war Schwarzgeld. 
Bis zu 92 Prozent der Mittel, die der Un-
ternehmenssektor den Parteien zur Ver-
fügung stellte, gingen allein an die BJP, 
während 91 Prozent ihrer gesamten Mit-
tel aus dem Unternehmenssektor stamm-
ten. Dies ermöglichte es der BJP, Milli-
onen für Propaganda in den „sozialen 
Medien“ auszugeben. Die Kongresspartei 
hingegen konnte nicht so viel aufwenden. 
All dies zeigt genau, woher das Modi-Es-
tablishment seine Unterstützung erhält. 
BJP hat die Position der Kongresspartei 
als zentraler Partei der Bourgeoisie abge-
laufen.

Modis Neoliberalismus

Seit der Einführung der neoliberalen Po-
litik in Indien Anfang der 1990er Jahre 
ist die Zahl der Milliardär*innen dras-

tisch gestiegen. Seitdem hat sich das Ver-
mögen dieser Gruppe vervielfacht. Alle 
Richtlinien des Modi-Establishments zie-
len darauf ab, diese Klasse zufriedenzu-
stellen. Dies hat zu einer beschleunigten 
Verschärfung der Kluft zwischen Reichen 
und Armen in Indien geführt: 80 Prozent 
der Bevölkerung verfügen über ein tägli-
ches Pro-Kopf-Einkommen von höchs-
tens 3 US-Dollar. Modi versprach, jedes 
Jahr 10 bis 12 Millionen Arbeitsplätze zu 
schaffen, aber die Arbeitslosigkeit ist der-
zeit auf dem höchsten Stand der letzten 
drei Jahrzehnte. In den letzten fünf Jah-
ren hat sich der Reichtum von Ambani 
und verschiedenen anderen großen Kapi-
talist*innen weiter vermehrt, da die Re-
gierung große Projekte arrangierte, von 
denen sie profitieren konnten.

Unterdessen wurden auch menschenver-
achtende Programme wie die Entwertung 
von Banknoten aufgegriffen, um Ban-
ken und Finanzinstitute profitieren zu 
lassen. Durch den abrupten Einzug von 
86 Prozent aller Banknoten war jede*r 
Bürger*in gezwungen, ein Bankkonto 
zu eröffnen. Ziel war es, das bestehende 
Kapital in Banken zu vervielfachen. Infol-
gedessen verlor eine Reihe von Menschen 
ihr Leben, die unter der sengenden Sonne 
in der Schlange standen. Außerdem wur-
de ein neues Mehrwertsteuer ähnliches 
System eingeführt, das sich nachteilig auf 
die kleinen Unternehmen auswirkte und 
den großen Kapitalist*innen zugutekam, 
indem es ihre Gewinne maximierte.

Soziale Angriffe und Aggression

Während der fünfjährigen Amtszeit von 
Modi beschleunigte sich die neoliberale 
Politik und die Gewerkschaften sahen 
sich schweren Angriffen ausgesetzt. Der 
Rechtsschutz für Festanstellungen wurde 
aufgehoben. Schon vorher wurde einer 
großen Zahl von Menschen dieser Schutz 
vorenthalten und sie arbeiteten zu ext-
rem niedrigen Löhnen. Außerdem wur-
de der Mindestlohn nicht entsprechend 
der steigenden Inflationsrate erhöht 

Hindutva, das neue Gesicht der 
Kapitalist*innenklasse

Indien
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und auch die Arbeitszeitbegrenzung des 
Achtstundentags abgeschafft. Als Reak-
tion auf all diese Angriffe des Modi-Re-
gimes auf die Arbeiter*innen fanden 
landesweit Proteste in großem Stil statt. 
Zu Beginn dieses Jahres organisierte die 
indische Arbeiter*innenklasse den größ-
ten Protest der Welt mit 200 Millionen 
Arbeiter*innen, die in den Streik getreten 
waren. Ebenso marschierte gegen Ende 
letzten Jahres die bäuerliche Organisa-
tion Mukti Morcha (Befreiungsfront), 
die politisch der Kommunistischen Par-
tei nahesteht, in Delhi und erhielt Un-
terstützung von einer großen Zahl von 
Jugend-, Frauen- und Arbeiter*innen- 
organisationen.

In dieser Situation hat Modi seine Kam-
pagne auf hinduistischen Nationalismus 
und Feindschaft mit Pakistan gebaut. 
Auf diese Weise hat er ein Bild von sich 
selbst als Hüter Indiens angesichts der 
Bedrohung durch den Feind vermittelt. 
Während des Wahlkampfes wurden eine 
Reihe von BJP-Führer*innen, darunter 
Modi, der BJP-Parteichef Amit Shah und 
verschiedene ehemalige Minister*innen, 
für die Luftangriffe in Pakistans nördli-
cher Balakot-Region geehrt. Der Selbst-
mordanschlag auf paramilitärische Kräf-

te in der Region Pulwama in Kaschmir 
wurde voll ausgenutzt. Die Kriegshys-
terie wurde durch Modis Aussage nach 
dem Attentat angeheizt: „Wir werden 
ihre Häuser betreten und sie töten“. Modi 
vermittelte der indischen Öffentlichkeit 
die Botschaft, dass die Souveränität des 
Landes unter der Regierung seiner Partei 
in guten Händen ist. Nach dem Angriff 
auf Balakot stiegen die chauvinistische 
Demagogie und die Beliebtheitswer-
te von Modi in einem beispiellosen  
Tempo.

Hindutva

Narendra Modi ist ein knallharter hin-
duistischer nationalistischer Führer und 
fördert unverschämt die Ideologie der 
Hindutva. Er nahm ein Bad im heiligen 
Wasser des Ganges am Zusammenfluss 
mit dem Yamuna und dem hindu-my-
thischen Strom Saraswati anlässlich der 
Kumbh Mela, dem größten religiösen 
Fest des Hinduismus, was noch kein 
Premierminister zuvor getan hat. In der 
letzten Woche der Wahlen meditierte 
er auch in einer heiligen Höhle. Unter-
dessen sagte Pragya Singh Thakur (Sa-
dhvi Pragya), die den Wahlkreis Bhopal 
(der gesamte Distrikt Bhopal und Teile 

des Sehore-Distrikts) auf dem Ticket 
der BJP gewann, dass Nathuram God-
se, der hinduistische Nationalist, der 
Mahatma Gandhi 1948 ermordete, ein 
Patriot war. Godse füllte immer einen 
wichtigen Status in der Hindutva-Ideo-
logie aus und eine Reihe von BJP-Füh-
rer*innen hat ihn zuvor gefeiert. Pragya 
Singhs Aussage über Godse erhielt Beifall 
von Anant Kumar Hegde, einem leiten-
den Minister der Regierung, und dem 
Parlamentsabgeordneten Nalin Kumar  
Kateel.

Ebenso ist Modis Rolle bei den Unruhen 
in Gujarat (Bundesstaat an der West-
küste) kein Geheimnis. Während seines 
Regimes stiegen die Angriffe auf Mus-
lim*innen und andere Minderheiten, 
und diese sind in den sich schnell än-
dernden Zeiten nicht sicher. Es ist klar, 
dass Modi nicht davor zurückschreckt, 
seine extremistische Hindutva-Ideologie 
auszudrücken, d.h. hinduistischen Chau-
vinismus im Gegensatz zum Hinduismus 
als Religion, und dass er den Hass zum 
Grundstein seiner Politik gemacht hat. 
Die Ideologie der Hindutva macht Musli-
me/a und Dalits (ehem. Kaste der Unbe-
rührbaren) für Armut und Arbeitslosig-
keit verantwortlich, die in Wirklichkeit 

Narendra Modi, der Star der indischen Bourgeoisie | Foto:  Prime Minister’s Office (GODL-India)
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durch Wirtschaftskrisen, Ausbeutung 
und Korruption verursacht werden, so 
dass, anstatt gegen das kapitalistische 
System zu kämpfen, die Menschen ent-
lang religiöser Grenzen gespalten wer-
den. Diese Situation hat zum Untergang 
des indischen Säkularismus geführt und 
faschistische Tendenzen gewinnen an 
Bedeutung. Sollte sich die Wirtschafts-
krise verschärfen, ist die Möglichkeit 
eines faschistischen Regimes in Indien 
nicht auszuschließen. Die BJP hat bereits 
halbfaschistische Merkmale, die eine gro-
ße Gefahr für die indische Gesellschaft  
darstellen.

Medien und dynastische Politik

Ein weiterer wichtiger Grund für Mo-
dis Sieg ist die Tatsache, dass ihn fast 
alle großen Medienhäuser unterstützt 
haben. Wo die BJP auf irgendeine Art 
von Schwierigkeiten stieß, benutzte die 
Regierung alle möglichen undemokrati-
schen Methoden, um die Medienfreiheit 
zu beseitigen. Einige renommierte Jour-
nalist*innen, die das Regime kritisieren 
wollten, wurden getötet. Auf diese Wei-
se entstand eine Atmosphäre der Angst, 
in der Modi, anstatt mit Fragen über die 
Ergebnisse der Regierung konfrontiert 
zu werden, von den Medien als einzige 
Person gefeiert wurde, die Indien schüt-
zen und zu einer Supermacht machen  
könne.

Die Kongresspartei (Indischer National-
kongress, INC) unter der Leitung von 
Rahul Gandhi erlitt bei den diesjährigen 
Wahlen eine massive Niederlage. Wäh-
rend seine Popularität im Vergleich zu 
den Vorjahren gestiegen ist, zeigt sein 
Abschneiden bei den Wahlen auch, dass 
die indische Öffentlichkeit die Idee der 
dynastischen Politik ablehnt. Seit der 
Unabhängigkeit  regierte die Kongres-
spartei über Jahrzehnte, mit einer kurzen 
Ausnahme, in der einige Allianzen an die 
Macht kamen. Doch sie war nicht in der 
Lage, den Massen den guten Lebensstan-
dard zu geben, den Jawaharlal Nehrus 
„Sozialismus“ versprochen hatte. Statt-
dessen verwandelte sich seine Herrschaft 
in eine groß angelegte Zunahme von Do-
minanz nur einer Familie. So ist es nicht 
verwunderlich, dass die Kongresspartei 
in den 1990er Jahren den Grundstein für 
eine neoliberale Politik legte. Es ist diese 
politische Linie, die Modi heute mit noch 
mehr Nachdruck umgesetzt hat. Das in-
dische Volk ist sich daher der Tatsache 
bewusst, dass die Kongresspartei seinen 

Lebensstandard nicht verbessern kann. 
Gleichzeitig hat die Partei ihren Status als 
traditionelle Vertreterin der bürgerlichen 
Klasse verloren.

Scheitern der Linksfront

In diesem Szenario hat die Linksfront, 
die von der Kommunistischen Partei 
Indiens geführte Allianz, die Westben-
galen jahrzehntelang regierte, kein alter-
natives politisches und wirtschaftliches 
Programm angeboten. Stattdessen wurde 
sie zur Handlangerin der Kongresspar-
tei. Ihre Haltung besteht darin, dass der 
indische Säkularismus aufgrund der stei-
genden Popularität der BJP gefährdet sei. 
Sie ignoriert jedoch die Tatsache, dass 
die Bilanz der Kongresspartei mit dem 
Säkularismus auch nicht herausragend 
war. Tatsächlich war es eine Verschlech-
terung, und darüber hinaus ist es die 
Kongresspartei, die den Neoliberalismus 
in Indien eingeführt hat. Die Haltung der 
Linksfront hat die Unterstützerbasis der 
BJP in keiner Weise beschädigt. Im Ge-
genteil, die BJP-Popularitätswerte stiegen 
weiter an.

Die indische Linke, die bei den Wah-
len 2005 die dritte Kraft war, sieht sich 
heute auf insgesamt fünf Sitze begrenzt. 
Von diesen wurden mindestens drei 
Sitze durch die Allianz mit der Dravi-
dian Progressive Conference (Dravida 
Munnetra Kazhagam, DMK) in Tamil 
Nadu gewonnen (Dravidisch = nicht-in-
do-arische Sprache in Südindien). Ben-
galen, wo die Kommunist*innen lange 
Zeit an der Macht blieben, hat sich nun 
in Richtung BJP verschoben. Dies ist auf 
die Unterstützung der KPI für kapitalis-
tische Unternehmungen, Versuche, das 
Land der Bauern und Bäuerinnen zu 
enteignen, und Korruption zurückzufüh-
ren. Tatsächlich ist einer der erfolgrei-
chen Kandidaten der BJP ein ehemaliger 
Bundesstaatsabgeordneter der Linken  
Front.

Bei den letzten Wahlen gewann die Linke 
Front in Bengalen 29,9 Prozent der Stim-
men. In diesem Jahr erreichte sie nur 7,1 
Prozent. Hingegen steigerte sich die BJP 
von nur 17 Prozent beim letzten Mal auf 
diesmal 40,3 Prozent. Der Hauptgrund 
dafür ist, dass die kommunistischen Par-
teien ihre soziale Basis nicht gegen die 
Angriffe der Trinamool Congress Par-
ty (bengalische Abspaltung vom INC, 
AITC) in den letzten fünf Jahren ver-
teidigt haben. Dadurch konnte sich die 

BJP als Alternative präsentieren. Auch in 
Kerala verloren die Kommunist*innen, 
obwohl (oder weil) die KPI an der Regie-
rung waren.

Eine Partei der Arbeiter*innenklasse

Die Wahlniederlage des radikalen Stu-
dentenführers Kanhaiya Kumar (Vorsit-
zender der Allindischen Studierenden-
föderation, Student*innenorganisation 
der KPI) und anderer vergleichsweise ra-
dikaler Persönlichkeiten zeigt, dass Ver-
änderungen nicht durch reformistische 
Parteien und Programme erreicht wer-
den können. Die jungen Führer*innen, 
die sich gegen die neoliberalen und fa-
schistischen Tendenzen der BJP stellen, 
müssen sich vom Reformismus lösen 
und auf revolutionärer Grundlage agitie-
ren. Sie müssen sich in der Arbeiter*in-
nenbewegung auf der Grundlage eines 
revolutionären Programms organisieren 
und gleichzeitig Einheitsfronten zu be-
stimmten Themen mit Kräften wie der 
Linken Front, den Gewerkschaften und 
verschiedenen sozialen Bewegungen vor-
schlagen, um die Wirkungen der Arbei-
ter*innenkämpfe zu maximieren. Eine 
solche Bewegung muss völlig unabhängig 
vom Kongress oder anderen bürgerlichen 
Parteien sein.

Revolutionäre Kräfte sollten sich auch 
mit der Verteidigung der Interessen der 
Bauern und Bäuerinnen und der länd-
lichen Armen befassen. Auf diese Weise 
kann das Potential der Arbeiter*innen-
klasse, der Frauenbewegung und der 
Jugend, die insbesondere beim General-
streik am Beginn des Jahres sichtbar wur-
den, zum Kampf gegen das Modi-Regime 
und das kapitalistische System gebündelt  
werden.				         
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Jeremy Dewar 
(Red Flag)

Am Ende war es ein komfortabler Wahlsieg 
für den ANC (Afrikanischer Nationalkon-
gress) von Präsident Cyril Ramaphosa und 
seinen Verbündeten, der Gewerkschaftsfö-
deration COSATU und der Kommunisti-
schen Partei Südafrikas (SACP). Mit 57,5 
Prozent der Stimmen bei einer historisch 
niedrigen Wahlbeteiligung von 66 Prozent 
hielten sie den Trend gegen sich auf unter 5 
Prozent und behielten eine absolute Mehr-
heit im Parlament.

Dies ist jedoch mehr der Unterstützung 
zu verdanken, die der ANC erhält, weil er 
den Anti-Apartheidkampf geführt hatte, 
als der Begeisterung für die Regierungs-
geschichte der Partei in den letzten 25 
Jahren. Der ANC profitierte auch von der 
Uneinigkeit sowohl in der neoliberalen 
Oppositionspartei, der Demokratischen 
Allianz, als auch innerhalb der Arbei-
ter*innenbewegung.

Was können wir erwarten?

Ramaphosa startete seine Kampagne 
mit einer Rede in Durban, in der er die 
Migrant*innen aus den Nachbarländern 
zum Sündenbock machte und versprach, 
gegen Arbeiter*innen ohne Papiere vor-
zugehen. Zwei Monate später töteten 
Randalierer*innen drei Migrant*innen 
und griffen ausländisch geführte Unter-
nehmen in der blutigsten Gewalt seit vier 
Jahren an. Bereits 2012 hetzte er gegen die 
streikenden Bergleute in Marikana. Am 
nächsten Tag mähte die Polizei 34 unbe-
waffnete Streikposten nieder.
In einem Land, in dem die Arbeitslosig-
keit bei 35 Prozent liegt, d. h. 9 Millionen 
von geringen oder gar keinen staatlichen 
Leistungen leben müssen, entschied sich 
der ANC für eine Kampagne zur Schaf-
fung von 275.000 Arbeitsplätzen pro Jahr, 
obwohl selbst diese unzureichende Maß-
nahme darauf abzielt, 1,2 Billionen Rand 
(73 Milliarden Euro) private Investitio-
nen anzuziehen, was angesichts der sta-

gnierenden südafrikanischen Wirtschaft 
illusorisch ist.
Südafrika ist das ungleichste Land der 
Welt. 65 Prozent der Bevölkerung leben 
unterhalb der „oberen Armutsgrenze“ 
von 3,33 US-Dollar pro Stunde.

Präsident Ramaphosa, den das „For-
bes“-Magazin in der Millionärsrangliste 
mit einem Vermögen von 450 Millionen 
einschätzt, kümmert dies wenig. Der ab-
trünnige Gewerkschaftsverband SAFTU 
startete im vergangenen Jahr einen Ge-
neralstreik gegen den erbärmlichen Min-
destlohn von 0,75-1,33 Dollar pro Stun-
de, den COSATU jedoch pflichtbewusst 
begrüßte.
Südafrika hält jedoch auch einen an-
deren, mehr Hoffnung verheißenden 
Rekord: Gemäß Weltwirtschaftsforum 
waren seine Gewerkschafter*innen die 
konfrontativsten in den letzten 7 Jahren. 
Und sie stehen im Fadenkreuz des ANC. 
Weitere Angriffe infolge der im letzten 
Jahr verabschiedeten Antigewerkschafts-
gesetze, die obligatorische Briefwahlen 
vor einem legalen Streik einführen, sind 
wahrscheinlich.
Das Landreformprogramm klingt viel-
versprechender. Der ANC verspricht, die 
Verfassung zu ändern, damit den reichen 
weißen Farmer*innen Land entzogen 
werden kann. Aber er droht auch damit, 
gegen illegale Besetzer*innen und die Be-
schlagnahmungen von Eigentum durch 
die Landlosenbewegung vorzugehen.
Ebenso verhält es sich mit dem Anti-Kor-
ruptionsprogramm von Ramaphosa: Die 
Zondo-Untersuchungskommission zum 
„Raub“ am Staat durch Kumpane des 
Ex-Präsidenten Jacob Zuma, die Brüder 
Gupta, wurde von der ANC-Regierung 
ernannt. Das Vertrauen, dass sie viele 
vor Gericht bringen wird, ist nur gering, 
da die Zuma-Anhänger*innen weiterhin 
stark in der Partei sind.

Opposition und die EFF

Trotz all dieser Misslichkeiten konnten 
die Demokratische Allianz (DA) und die 

EFF (Kämpfer*innen für Ökonomische 
Freiheit) zwar punkten, aber den Vor-
sprung des ANC bei den Umfragen nicht 
wettmachen.

Tatsächlich verlor die DA fünf Sitze, 
nachdem ihre Kapstädter Bürgermeis-
terin und ihr Stellvertreter zum ANC 
übergelaufen waren, und als Folge des 
unbeliebten Sparprogramms, das sie in 
den von ihr geführten Gemeinden, viele 
in Koalition mit der EFF, entfesselte.

Die EFF hingegen erwies sich mit 1,9 
Millionen Stimmen und 19 neuen Sitzen 
als echte Wahlsiegerin und erhöhte ihre 
Gesamtzahl an Abgeordneten auf 44 (DA 
84, ANC 230). Das EFF-Manifest konnte 
auf ihre Unterstützung für wichtige sozi-
ale Bewegungen hinweisen einschließlich 
wichtiger Reformen in der Landfrage und 
bei Studiengebühren, die sie dem ANC 
neben einer Vielzahl von kleineren Ver-
besserungen abgetrotzt hat.

Das Manifest der EFF heißt „Unser Land 
und unsere Arbeitsplätze JETZT!“ Sein 
Umfang beträgt 168 Seiten und trägt den 
Untertitel „Ein Volksmanifest und Akti-
onsplan“. Es enthält jedoch grundlegende 
Fehler und stellt ein völlig reformistisches 
Programm dar, das trotz der Forderungen 
nach einer Verstaatlichung der National-
bank und der Minen weder als konse-
quent antikapitalistisch noch antiimperi-
alistisch bezeichnet werden kann.
Besorgniserregend ist, dass fast kein Be-
zug zu den Gewerkschaften, den sozia-
len Bewegungen in den armen Vororten 
(Townships), der Landlosenbewegung 
oder der Solidarität mit Migrant*innen 
hergestellt wird. Das Manifest appelliert 
an „Gaben von oben“ und versteht sich 
keinesfalls als Aktionsprogramm zum 
Kampf.

Studentische Reformen und die Studie-
rendenbewegung werden zwar kont-
rastreich und ausführlich erwähnt. Aber 
die bisherige Praxis der EFF zeigt, dass sie 
sich von breiteren sozialen Bewegungen 

Der ANC bleibt 
an der Macht
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fernhält, die sie nicht kontrollieren oder 
zumindest beeinflussen kann.

Methode der EFF

Die wichtige Frage der Landumverteilung 
unterstreicht die autoritäre Methodik der 
EFF. Obwohl das Land ohne Entschädi-
gung verstaatlicht, kostenlos verteilt und 
Frauen und Jugendlichen die Hälfte des 
Landes zur Verfügung gestellt werden 
soll, werden die Rechte der „illegalen“ 
Landbesetzer*innen nicht erwähnt und 
die EFF schweigt zur Frage der Land-
nahme, die derzeit grausam unterdrückt 
wird. Tatsächlich verspricht die Partei, 
die mörderische Polizei massiv zu ver-
stärken.

Stattdessen soll ein „Volksbodenrat“ das 
Land neu verteilen, und eine EFF ver-
spricht, dass sie an der Regierung „die 
Rechte der traditionellen Führer*innen 
bei der Zuweisung und Umverteilung 
von Land nicht abschaffen wird“.
Wiederum werden eine deutliche Erhö-
hung des Mindestlohns und Millionen 
neuer Arbeitsplätze zugesagt. Aber sie 
haben einen hohen Preis – für die Armen. 
Für die reichen Sonderwirtschaftszonen, 
einschließlich aller wichtigen Townships, 
soll es keine Besteuerung geben, solange 
sie 2.000 neue Arbeitsplätze schaffen. Ge-
werkschaftsrechte werden in den Sonder-
wirtschaftszonen notorisch aufgegeben.
Vor allem die BRIC-Länder (Brasilien, 
Russland, Indien, China) werden gezielt 
angesprochen, sich auf Binneninvestiti-
onen zu beschränken, während Südafri-
ka bestrebt ist, den afrikanischen Markt 
für sich zu erschließen. Der Anführer 
der EEF, Julius Malema ist ein Türöffner 
für Oligarch*innen und chinesische Me-
ga-Konzerne.

Die EFF koppelt dies mit dem „Schutz 
und der Lokalisierung von Industrien, 
die Grund- und Gebrauchsgüter durch 
Importsubstitution herstellen“, von Löf-
feln und Seife über Glühbirnen bis hin 
zu verarbeiteten Lebensmitteln. Dies 
mag einige Arbeitsplätze auf Kosten der 
südafrikanischen Nachbar*innen retten, 
aber es wird die chinesische Stahlindus-
trie nicht ausbremsen.

Es sind demokratische „Reformen“ vorge-
sehen, die den Staat zentralisieren sollen, 
indem die Provinzregierung abgeschafft 
und die Kommunalverwaltungen direkt 
gegenüber der Regierung verantwortlich 
gemacht werden. In den internationalen 

Beziehungen würde die EFF Südafrika 
auf Russland und China ausrichten, was 
als Modell für die Zukunft gilt.

Wo war die SWRP?

Die größte Enttäuschung bei den Wah-
len war das katastrophal schlechte Ab-
schneiden der Socialist Revolutionary 
Workers Party (SWPR). Trotz der Unter-
stützung durch die Metallarbeiter*innen-
gewerkschaft NUMSA erhielt sie jedoch 
nur 24.439 Stimmen und dies bei einer 
NUMSA-Mitgliedsstärke von 339.000.

Die neue Partei wurde erst am 4.-8. April 
2019 ins Leben gerufen, obwohl sie schon 
2014 angekündigt worden war. Gleich-
zeitig wurden NUMSA und der COSA-
TU-Generalsekretär Zwelinzima Vavi 
aus COSATU ausgeschlossen. Die mili-
tante Metallarbeiter*innengewerkschaft 
forderte damals „eine Bewegung für den 
Sozialismus, da die Arbeiter*innenklasse 
eine politische Organisation braucht, die 
sich in ihrer Politik und ihren Aktionen 
für die Errichtung eines sozialistischen 
Südafrikas einsetzt“.

Aber eine solche Bewegung wurde nie 
aufgebaut. Vavi, der jetzt den neuen Ge-
werkschaftsbund SAFTU leitet, zu dem 
NUMSA gehört, sagte am 1. Mai dem 
Sender SABC News, dass SAFTU noch 
nicht über die neue Partei gesprochen 
habe und NUMSAs Unterstützung „be-
deutet nicht, dass SAFTU daher plötzlich 
die SRWP ohne interne Diskussion un-
terstützt“.

Die CWI-Sektion WASP (Schwesteror-
ganisation der SAV) kritisierte auch die 
SRWP für ihren Rückzug aus dem Arbei-
ter*innengipfel, den NUMSA selbst erst 
im Juli letzten Jahres einberief, die Be-
setzung von Führungspositionen durch 
NUMSA-Anhänger*innen und die man-
gelnde Transparenz darüber, woher das 
gesamte Geld für den Start kam.

Das Manifest der Partei „Gleichheit, Ar-
beit, Land“ scheut sich nicht, revolutionär 
klingende Erklärungen abzugeben. In der 
Präambel des Programms heißt es, dass 
die Partei, „geleitet vom Marxismus-Le-
ninismus“, darauf abzielt, die Arbeiter*in-
nenklasse „in ihrer historischen Mission, 
Imperialismus und Kapitalismus zu be-
siegen und den Sozialismus in Südafrika, 
Afrika und auf der ganze Welt zu etab-
lieren als Auftakt für den Vormarsch zu 
einer wirklich freien und klassenlosen 

Gesellschaft: zu einem kommunistischen 
Südafrika, Afrika und der kommunisti-
schen Welt“ anzuleiten.

Weiter heißt es: „Die SRWP wird alle 
strategischen Industrien verstaatlichen, 
insbesondere die Bergwerke, das Land 
und kommerzielle Farmen, die Banken, 
die großen Fabriken und die Großun-
ternehmen (…) und alle verstaatlich-
ten Industrien in einen demokratischen 
sozialistischen Produktionsplan für die 
menschlichen Bedürfnisse und nicht für 
Profit integrieren.“
Aber die Vorlage eines knappen und in 
etlichen Punkten auch verkürzten mar-
xistischen Programms, bevor es einen 
ernsthaften Versuch gab, die militanten 
Gewerkschaften dafür zu gewinnen, war 
ein großer Fehler. Eine viel bessere Me-
thode wäre der Kampf um die Gewinnung 
der Massenorganisationen an den Ar-
beitsplätzen und in den Gemeinschaften, 
um eine Arbeiter*innenpartei zu bilden, 
wie es Leo Trotzki in seinen Schriften an 
seine Anhänger*innen in den USA dar-
gelegt hat. Bei der Gründung der SRWP 
gab es keine vorherige Diskussion, kein 
Engagement anderer Kräfte oder von Ge-
werkschaftsführer*innen. Dadurch sieht 
die Partei wie eine Totgeburt aus.

Welche Partei?

Die Basismitglieder von NUMSA müssen 
zusammen mit den Teilnehmer*innen des 
Arbeiter*innengipfels und anderen radi-
kalen Kräften der Arbeiter*innenklasse 
wie der Bergleutegewerkschaft AMCU 
die Notwendigkeit der politischen Ein-
heit in einem Kampfprogramm diskutie-
ren. Es darf kein parlamentarischer „Ak-
tionsplan“ wie der der EFF-Führung sein, 
der in Koalitionsgesprächen mit dem 
Klassenfeind als Verhandlungsgrundlage 
dienen soll. Wir brauchen keinen ANC 
2.0.

Darüber hinaus kann keine neue Par-
tei die jungen Arbeiter*innen und 
Student*innen der EFF umgehen, die 
zweifellos derzeit ein wichtiger Teil der 
Vorhut der Klasse sind. Wenn Revolu-
tionär*innen Wege finden können, mit 
ihnen zu kämpfen, ihre Führer*innen 
auf die Probe zu stellen und die Mit-
glieder für den revolutionären Marxis-
mus und das Programm der perma-
nenten Revolution zu gewinnen, dann 
kann eine neue Arbeiter*innenpartei in 
Südafrika entstehen.		       
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Der Arbeiter*innenstandpunkt 
zehn mal im Jahr ins Haus ge-
liefert. Das bedeutet, wenn der 
Handverkauf auf der Demo nicht 
zu fi nden war, trotzdem die neue 
Ausgabe im Postkasten für euch - 
und ein bisschen mehr fi nanzielle 
Sicherheit für uns. Du bekommst 
10 Ausgaben für 25 Euro!

Deshalb gleich bestellen unter:

info@arbeiterinnenstanpunkt.net

Du bekommst die aktuelle Aus-
gabe und einen Zahlschein zuge-
schickt!

Der Arbeiter*innenstandpunkt ist 
eine internationalistische, kommu-
nistische Organisation. Unser Ziel 
ist die Schaff ung einer klassenlosen 
Gesellschaft , in der es keine Ausbeu-
tung und Unterdrückung mehr gibt. 
Diese Gesellschaft  kann nicht durch 
stetige Reformen erreicht werden, 
sondern erfordert einen radikalen, 
revolutionären Bruch der Arbeiter 
und Arbeiterinnen mit den heuti-
gen kapitalistischen Zuständen. Des-
halb unterstützen wir alle Kämpfe, 
Aktionen und Forderungen, die die 
Interessen der arbeitenden Bevölke-
rung zum Ausdruck bringen und die 
Keimform einer größeren, zukünft i-
gen Arbeiter*innenbewegung sind. 
Wir unterstützen jeden Kampf, sei er 
auch noch so klein, um die Lebensbe-
dingungen hier und jetzt zu verbes-
sern!

Der Sozialismus, für den wir kämp-
fen, kann nur international geschaff en 
werden. Die elementaren Bestandtei-
le und Forderungen – wie das Recht 
auf Nahrung, weltweiter Frieden oder 
eine solidarische Auft eilung der Ar-
beit auf alle Menschen – können nicht 
im nationalen Rahmen bestehen und 
verbinden die werktätige Bevölkerung 
auf der ganzen Welt miteinander. Wir 
haben daher nichts mit den Regimen 
des ehemals „real existierenden So-

zialismus“ gemein. In diesen Staaten 
herrschte nicht das arbeitende Volk, 
sondern eine bürokratische Kaste, 
die das Proletariat unterdrückte und 
sich selbst bereicherte. Die kapitalis-
tischen Herrschaft sformen, ob parla-
mentarische Demokratien oder off e-
ne Diktaturen, schützen hingegen die 
Macht der Elite aus Kapitalisten und 
Kapitalistinnen. Deshalb treten wir 
für eine Rätedemokratie ein, d.h. die 
demokratische Machtausübung der 
Arbeiterinnen und Arbeiter selbst 
durch direkte Wahl und Abwahl von 
Delegierten, auf die sich die Regie-
rung, die Staatsgewalt und sämtliche 
Verwaltungsgremien stützen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind 
wir in sozialen Bewegungen und 
Klassenkämpfen aktiv und kämp-
fen dort für ein Programm im Sinne 
der gesamten Arbeiter*innenklas-
se. In Großbetrieben bilden wir Be-
triebsgruppen und organisieren Be-
triebstreff en und Kampagnen gegen 
die aktuelle Kürzungs- und Sparpo-
litik der Bosse aus Wirtschaft  und 
Politik. Auf dieser Basis üben wir Kri-
tik an der Gewerkschaft sbürokratie, 
die im Sinne der Sozialpartnerschaft  
schon lange nicht mehr konsequent 
für die Interessen der Beschäft igten 
eintritt. Trotzdem wollen wir den 
Gedanken der Gewerkschaft  nicht 

verwerfen, denn als Institution der 
Lohnabhängigen selbst ist sie ein 
Kampfi nstrument gegen die Ausbeu-
tung durch das Kapital. Wir treten 
dabei ein für eine Demokratisierung 
der Gewerkschaft en und eine Ent-
machtung der Bürokratie durch den 
Aufb au einer kämpferischen Basisbe-
wegung. Unser Hauptanliegen ist es, 
die politischen und ökonomischen 
Teilkämpfe, z.B. am Arbeitsplatz, 
mit einer allgemein-politischen Per-
spektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der Ar-
beiter*innenklasse zur Einsicht in ihr 
gesamtgesellschaft liches Klasseninte-
resse verhilft .

Der Kapitalismus fordert tagtäglich 
unzählige Opfer und zerstört Men-
schenleben – durch Hunger, Krieg 
und Unterdrückung. Es ist an uns, 
diesem System etwas Neues entge-
genzusetzen. Kämpfe mit uns für den 
Aufb au einer neuen Partei der sozia-
listischen Revolution.

Wer Wir sind

Jetzt 
abonnieren!
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Liga für die Fünft e Internationale
Der Arbeiter*innenstandpunkt ist die österreichische Sektion 
der Liga für die Fünft e Internationale. Der Kapitalismus ist 
ein weltweites System der Ausbeutung und Unterdrückung. Es 
ist notwendig, ihn auch international zu bekämpfen. Deshalb 
kämpfen wir für eine neue, weltweite Partei der Arbeiter*in-
nen und Unterdrückten, eine fünft e Internationale. Die LFI hat 
Sektionen in Brasilien, Britannien, Deutschland, Frankreich, 
Österreich, Pakistan, Schweden, Sri Lanka und den USA. 
www.fi ft hinternational.org

Aktionsprogramm: 
Reaktion oder Sozialismus!
Das Aktionsprogramm des Arbeiter*innenstandpunkt be-
schreibt den Aufb au einer neuen Partei der Arbeiter*innen 
und Unterdrückten und ihre zentralen Forderungen heute.
2019 - 40 Seiten A5 - 2,5 Euro

Broschüre:
Die Freiheitliche Partei Österreichs
Im Kampf gegen die FPÖ braucht es eine marxistische 
Analyse dieser Partei, und zwar abseits von Verharmlosung 
und Hysterie.
2018 - 36 Seiten A5 - 2,50 Euro

Trotzki: Eine Einführung
Leo Trotzki war ein Anführer der russischen Revolution 
1917, Kämpfer im Aufb au der jungen Sowjetunion und ein 
erbitterter Gegner Stalins. Sein Leben und Wirken enthält 
wichtige Lehren für revolutionäre Aktivist*innen.
2013 - 136 Seiten A5 - 7 Euro

Revolutionärer Marxismus 51:
Antisemitismus: Marxistische Analyse und Kritik
In Krisenzeiten gebiert der Kapitalismus reaktionäre 
Scheinlösungen - allen voran das Urbild aller rassistischen 
Ideologien, den Antisemitismus.
2019 - 192 Seiten A5 - 8 Euro
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arbeiter*innenstandpunkt
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